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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

zur Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten Burger, Frau Hürland, 
Geisenhofer, Maucher, Dr. Götz, Müller (Remscheid), Dr. von Bismarck, Katzer, 
Franke (Osnabrück), Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Picard und 
der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Wiedereingiiederung körperiich, geistig und seelisch Behinderter 
in Geselischaft, Arbeit und Beruf 
- Drucksachen 7/1457, 7/2842 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Wiedereingliederung körperlich, geistig und seelisch Be- 
hinderter in Gesellschaft, Arbeit und Beruf ist eine gesell- 
schaftspolitische Aufgabe, die der ständigen Überprüfung und 
Anpassung an die gesellschaftliche Entwicklung bedarf. 

Die Bundesregierung wird daher ersucht, zur Verbesserung 
der Chancengerechtigkeit für Behinderte bei ihren zukünftigen 
Maßnahmen folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 


1. Unverzüglicher Erlaß der Rechtsverordnung nach § 55 
Schwerbehindertengesetz betreffend Voraussetzung über die 
Anerkennung von Werkstätten. 

2. Einbeziehung des allgemeinen Behindertensports entspre- 
chend dem Schwerbehindertengesetz und Rehabilitations- 
angleichungsgesetz in die Förderung des § 11 a Bundesver- 
sorgungsgesetz. 

3. Verbesserung der begleitenden Fürsorge (Nachsorge) im 
Hinblick auf die Tatsache, daß oftmals Behinderte in den 
ersten Wochen nach einer vollzogenen Förderungsmaß- 
nahme zur Wiedereingliederung am Arbeitsplatz sich selbst 
überlassen sind. 

4. Beseitigung von Schwierigkeiten, die infolge tarifvertrag- 
licher oder gesetzlicher Vorschriften der Vermittlung eines 
Dauerarbeitsplatzes für Behinderte, die einen Arbeitsplatz 
nicht voll ausfüllen können, entgegenstehen. 
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5. Verstärkung von Maßnahmen zur Aufklärung und Beratung 
über die bislang nur ungenügende Inanspruchnahme von 
Früherkennungsmaßnahmen für Kinder bis zum 4. Lebens- 
jahr sowie von Vorsorgeuntersuchungen bei Schwangeren, 
insbesondere im Hinblick auf mögliche Risiken einer spä- 
teren Behinderung. 

Hier kommt der Förderung der perinatalen Medizin eine be- 
sondere Bedeutung zu. 


Bonn, den 11. Dezember 1974 


CarstenSr Stücklen und Fraktion 
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